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____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Hochpreisiges Wohnmobil als Gegenstand des täglichen Gebrauchs (BFH, Urt. v. 27.1.2026 – Az. IX R 4/25)  

   

____________________________________ 

 

Bei Gegenständen des täglichen Gebrauchs im Sinne 

von § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 des Einkommen-

steuergesetzes (EStG) muss es sich bei objektiver 

Betrachtung um Gebrauchsgegenstände handeln, die 

dem Wertverzehr unterliegen und/oder kein Wertsteige-

rungspotenzial aufweisen. Der Wert eines Wirtschafts-

guts ist für sich betrachtet kein geeignetes Kriterium für 

die Beurteilung, ob ein Gegenstand des täglichen Ge-

brauchs vorliegt.  
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Hintergrund 

Der Einkommensteuer unterliegen unter anderem die 

sogenannten „sonstigen Einkünfte“ nach §§ 2 Abs. 1 

Nr. 7, 22 EStG. Dazu gehört der Gewinn aus der Ver-

äußerung von privaten Wirtschaftsgüter bei denen der 

Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht 

mehr als ein Jahr (Spekulationsfrist) beträgt. Ausge-

nommen von der Besteuerung sind aber Gegenstand 

des täglichen Gebrauchs. 

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 

27.1.2026 (Az. IX R 4/25) zu entscheiden, ob der Ver-

kauf eines hochpreisigen Wohnmobils als Gegenstand 

des täglichen Gebrauchs innerhalb der Spekulations-

frist der Einkommensteuer unterliegt oder als Gegen-

stand des täglichen Gebrauchs ausgenommen ist. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzlichen Regelung sind § 22 Nr. 2 und § § 23 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 2 Satz 1 und 2 EStG. Diese lautet wie folgt: 

§ 22 Nr. 2 EStG 

„Sonstige Einkünfte sind Einkünfte aus privaten Veräu-

ßerungsgeschäften im Sinne des § 23.“ 

§ § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 und 2 EStG 

„Private Veräußerungsgeschäfte (§ 22 Nummer 2) sind 

Veräußerungsgeschäfte bei anderen Wirtschaftsgütern, 

bei denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und 

Veräußerung nicht mehr als ein Jahr beträgt. Ausge-

nommen sind Veräußerungen von Gegenständen des 

täglichen Gebrauchs.“ 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Sein Urteil vom 27.1.2026 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 11/2026 vom 24.2.2026 wie 

folgt zusammen:  

„Der IX. Senat des Bundesfinanzhofs (BFH) hat seine 

Rechtsprechung zu den Anforderungen an einen Ge-

genstand des täglichen Gebrauchs (§ 23 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes --EStG--) 

weiterentwickelt und entschieden, dass auch der Ge-

winn/Verlust aus dem Verkauf hochpreisiger Wirt-

schaftsgüter des Alltagsgebrauchs nicht als privates 

Veräußerungsgeschäft zu besteuern ist (Urteil vom 

27.01.2026 - IX R 4/25). 

Im Streitfall kauften die Kläger (Eheleute) ein Wohnmo-

bil für ca. 323.000 €. Sie vermieteten es tageweise an 

eine GmbH, deren Gesellschafterin die Klägerin ist. In 

der übrigen Zeit stand das Wohnmobil den Klägern 

privat zur Verfügung. Die Mieteinnahmen ordnete das 

Finanzamt (FA) den sonstigen Einkünften gemäß § 22 

Nr. 3 EStG zu. Die Abschreibung des Wohnmobils 

führte zu Verlusten, die allerdings nicht abziehbar wa-

ren, sondern erst mit künftigen Vermietungsgewinnen 

verrechnet werden können. Bereits weniger als ein Jahr 

nach der Anschaffung verkauften die Kläger das 

Wohnmobil, und zwar mit Verlust. Trotzdessen ermittel-

te das FA einen Gewinn aus einem privaten Veräuße-

rungsgeschäft gemäß § 23 EStG. Der Gewinn kam 

dadurch zustande, dass die Abschreibungen wieder 

hinzuzurechnen waren. Das Finanzgericht gab den 

Klägern Recht. Es vertrat die Ansicht, das Wohnmobil 

sei ein Gegenstand des täglichen Gebrauchs, das vom 

Tatbestand privater Veräußerungsgeschäfte ausge-

nommen sei. 

Der BFH wies die Revision des FA zurück und bestätig-

te das Ergebnis der Vorinstanz. Gegenstände des tägli-

chen Gebrauchs nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 

EStG sind solche Wirtschaftsgüter, die bei objektiver 

Betrachtung vorrangig zur Nutzung angeschafft sind 

und dem Wertverzehr unterliegen oder kein Wertsteige-

rungspotenzial aufweisen; eine tägliche Nutzung ist 

nicht erforderlich (vgl. Senatsurteil vom 29.10.2019 - IX 

R 10/18, BFHE 266, 560). Der BFH hat nunmehr ent-

schieden, dass auch Wirtschaftsgüter, die nach dem 

Empfinden eines durchschnittlichen Betrachters als 

hochpreisig einzustufen sind ("Luxusgut"), unter diesen 

Begriff fallen können. Zudem finden sich im Wortlaut 

der Norm und in der Begründung des Gesetzgebers 

keine gewichtigen Anhaltspunkte dafür, dass ein "Ge-

genstand des täglichen Gebrauchs" eine ausschließli-

che Selbstnutzung des Wirtschaftsguts voraussetzt. 

Aus diesem Grund hielt es der BFH für unerheblich, 

dass die Kläger das Wohnmobil auch als Einkunftsquel-

le (Vermietung) eingesetzt hatten.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Sächsisches Finanzgericht, dessen 

Urteil vom 20.12.2024 (Az. 5 K 960/24) mit Revision 

angegriffen worden war. 
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Fazit 

Das Urteil ist zu begrüßen. Es gibt eine klare Abgren-

zung vor. Für die Definition als Gebrauchsgegenstand 

ist weder der Wert noch die Nutzung des Gegenstands 

maßgebend. 

 

5.3.2025 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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